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 Im Jahr 2001 wurde Gender erstmals im Prozess des United Nations Frame-
work Convention on Climate Change auf-
gegriffen, allerdings nur unter dem Ge-
sichtspunkt der Geschlechterparität in 
Gremien (UNFCCC 2001). Angesichts 
der Unterrepräsentation von Frauen im 
Prozess ist dies zwar wichtig, aber nicht 
hinreichend, um Geschlechtergerechtig-
keit zu adressieren. Es bedurfte der lang-
jährigen Aufklärungsarbeit durch Gen-
derCC und weitere Frauenorganisatio-
nen über die Geschlechteraspekte von 
Klimawandel und Klimapolitik, damit 
Geschlecht als klimapolitisch relevante 
Kategorie anerkannt wurde.
Geschlechteraspekte 
von  Klimapolitik
Referenzen zu Gender wurden in 
der Folge in mehrere Vertragsstaatenbe-
schlüsse und thematische Arbeitspro-
gramme eingebaut. So sollen zum Bei-
spiel Anpassungsprogramme auf einem 
gender-sensitiven und partizipatorischen 
Ansatz basieren. Beim Capacity-Building 
sollen Geschlechteraspekte berücksich-
tigt werden und in allen Elementen von 
Artikel  6 der Klimarahmenkonvention, 
das sind Bildung, Training, Fortbildung, 
Bewusstseinsbildung, Partizipation und 
Zugang zu Information, soll Gender als 
Querschnittsthema berücksichtigt wer-
den.
Ein enorm wichtiger Schritt war 2011 
die Verankerung eines gender-sensib-
len Ansatzes im Grundsatzdokument 
des Green Climate Fund (UNFCCC 2011). 
Ein Jahr später wurde ein spezifischer 
Beschluss zu Gender gefasst („Gender 
Decision“ (UNFCCC 2012), der mit dem 
Ziel der Geschlechterparität in Delegati-
onen, Verhandlungsgruppen und Kon-
sultationsmechanismen einen breiteren 
Ansatz als der Beschluss von 2001 ver-
folgt. Zusätzlich legt er einen Monito-
ringmechanismus fest und sichert, dass 
Gender als fester Tagesordnungspunkt 
auf der Agenda der UN-Vertragsstaa-
tenkonferenz regelmäßig aufgerufen 
wird. Gender-responsive Klimapolitik ist 
 ebenfalls in diesem Beschluss angespro-
chen, allerdings nur verhalten. Immer-
hin wurden dazu thematische Work-
shops im Rahmen der Verhandlungs-
sessions durchgeführt.
Die Umsetzung  
 vorantreiben
Um die Umsetzung der bisherigen 
Beschlüsse voranzutreiben, wurde in 
2014 das „Lima Work Programme on 
Gender“ (UNFCCC 2014)  verabschiedet, 
ein zweijähriges Arbeitsprogramm zum 
Gender Mainstreaming unter der Kon-
vention. Neben weiteren thematischen 
Workshops sowie Empfehlungen zu Trai-
ning und Capacity-Building wurde ein 
Gender-Arbeitsbereich im Klimasekreta-
riat eingerichtet. Zwei Jahre später wurde 
eine dreijährige Verlängerung und Er-
weiterung des „Lima Work Programme 
on Gender“ beschlossen ( UNFCCC 
2016), mit einem geplanten Review in 
2019. Unter anderem soll geklärt werden, 
wie Gender in alle UNFCCC-Arbeitsbe-
reiche integriert werden kann. Die Ver-
tragsstaaten sollen Zuständigkeiten für 
Gender in den Verhandlungen sowie für 
die Umsetzung und Erfolgskontrolle be-
nennen, über die Integration von Gen-
derbelangen in die Klimapolitik Bericht 
erstatten und diese Erfahrungen austau-
schen, auch mit Nichtregierungsorgani-
sationen.
Völlig konfliktfrei ging dieser Prozess 
natürlich nicht vonstatten. Eine Reihe 
von Entwicklungsländern, vor allem af-
rikanischen, setzte sich stark für die Be-
handlung von Genderbelangen ein, wäh-
rend Länder wie Saudi-Arabien wie zu 
erwarten gegensteuerten. Einige wenige 
Industrieländer, vor allem Island und 
Finnland, engagierten sich für die Inte-
gration von Genderbelangen,  punktuell 
auch die Europäische Union. In den Ver-
handlungen um das Pariser Abkommen 
wurde eine stärkere Verankerung von Ge-
schlechtergerechtigkeit und Menschen - 
 rechten allerdings im Zuge der Verhand-
lungen preisgegeben, und so landete 
Gender schließlich nur in der  Präambel, 
abgesehen von Genderreferenzen in den 
Bereichen Anpassung an den Klima-
wandel und Capacity-Building, die nicht 
wirklich neu sind, sondern nur beste-
hende Beschlüsse doppeln.
Geschlechtergerechtigkeit 
nur für Länder des Südens?
Ein Wermutstropfen für die Gender-
aktivist/innen im Klimaprozess ist bis-
her auch, dass der Genderbegriff im Kli-
maprozess wenig entwickelt ist und da-
mit Geschlechterstereotypen und einer 
zu oberflächlichen Behandlung von Ge-
schlechtergerechtigkeit Vorschub geleis-
tet wird. Das gängige Narrativ ist Gender, 
Frauen, Vulnerabilität und Betroffenheit 
durch den Klimawandel sowie letztlich 
Viktimisierung der Frauen. Damit bleibt 
man bei den Phänomenen stehen, für 
die es Evidenz im Überfluss gibt, ohne 
das Geschlechterverhältnis und die zu-
grunde liegenden Machtverhältnisse in 
Gender und Klimapolitik
Auf dem Weg zum  Aktionsplan 
Geschlechtergerechtigkeit 
und Klima
Fanden sich in der UN-Klimarahmenkonvention keinerlei  Bezüge  
 zu Gender, fordert jetzt das Pariser Klimaabkommen, 
 Geschlechtergerechtigkeit bei allen Aktivitäten zum  Klimawandel 
zu berücksichtigen. Dies macht deutlich, dass die Klimapolitik 
in Sachen Geschlechtergerechtigkeit in Bewegung gekommen ist.
Von Gotelind Alber
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Betracht zu ziehen (Alston 2013). Damit 
geht einher, dass Geschlechtergerechtig-
keit primär als Thema für Entwicklungs-
länder betrachtet wird.
Erfolgreiche  Klimapolitik 
durch Geschlechter-
gerechtigkeit
Dass Gender in allen Aspekten der 
Klimapolitik relevant ist, belegt ein lau-
fendes Projekt im Umweltforschungs-
plan des Umweltbundesamtes und zwar 
auch im globalen Norden, sei es beim 
Beitrag zum Problem, den Präferenzen 
und Handlungsmöglichkeiten zur Ver-
ringerung der Emissionen, beim Zu-
gang zu klimarelevanten Ressourcen 
und Dienstleistungen, zum Beispiel im 
Energie- und Verkehrsbereich, bei den 
Auswirkungen des Klimawandels, zum 
Beispiel bei Extremwetterlagen, und 
schließlich auch bei den Auswirkungen 
klimapolitischer Maßnahmen.
Das Projekt mit dem Titel „Interde-
pendente Genderaspekte der Klimapoli-
tik. Gendergerechtigkeit als Beitrag zu 
einer erfolgreichen Klimapolitik: Wir-
kungsanalyse, Interdependenzen mit 
anderen sozialen Kategorien, methodi-
sche Aspekte und Gestaltungsoptionen“ 
wird von Wuppertal-Institut, Institut für 
sozial-ökologische Forschung (ISOE) 
und GenderCC bearbeitet. Es soll mit-
tels eines umfassenden Literaturreviews 
einen Überblick über den Stand der Er-
kenntnisse zu Gender und Klima ge-
ben, das Gender Impact Assessment 
(GIA) als geschlechterpolitisches Instru-
ment für den Klimabereich weiterentwi-
ckeln, die Wirkungsmechanismen zwi-
schen Klimapolitik und Gender analy-
sieren und schließlich Handlungs- und 
Politikempfehlungen für die Bundesre-
gierung  formulieren. Im Zuge des Pro-
jektes wurde auch untersucht, welche 
Bedeutung die wachsende Zahl von Gen-
derreferenzen im UNFCCC-Prozess hat 
und ob sich daraus Verpflichtungen für 
Deutschland ableiten lassen.
Während sich ein Teil der Genderre-
ferenzen an Entwicklungsländer rich-
tet, sind die oben genannten Beschlüsse 
und Referenzen zu Geschlechterparität, 
zung von Geschlechtergerechtigkeit im 
UNFCCC-Prozess entscheidend zu un-
terstützen.
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Anpassung, Capacity-Building und Ar-
tikel  6 Klimarahmenkonvention auch 
für Industrieländer gültig. Völkerrecht-
lich verbindlich sind allerdings nur die 
Konvention und weitere Vereinbarungen 
wie das Kyoto-Protokoll oder das Pariser 
Abkommen, die einem Ratifizierungs-
verfahren unterzogen werden. Resolu-
tionen der Vertragsstaatenkonferenzen 
sind rechtlich nicht verbindlich, gelten 
jedoch als „soft law“ und können je nach 
Formulierung im Detail normativ wir-
ken und eine Lenkungswirkung entfal-
ten (Broeckhoven 2016).
Finanzieller Beitrag 
 notwendig
Ein wesentlicher Schritt, um diese 
Lenkungswirkung zu entfalten, könnte 
der Gender-Aktionsplan werden, der 
zurzeit im UNFCCC-Prozess entwi-
ckelt wird. Er soll die Umsetzung der 
Beschlüsse zu Gender operationalisie-
ren und unterstützen, setzt also vorran-
gig auf bestehende Mandate zur Integra-
tion von Gender auf. Idealerweise sollte 
er prioritäre Handlungsfelder, Aktivi-
täten und Indikatoren enthalten, Zeit-
pläne und Zuständigkeiten für die Um-
setzung festschreiben und schließlich 
Review und Monitoring weiterentwi-
ckeln. Der vorliegende Entwurf, dessen 
Elemente geordnet sind nach Kapazitä-
tenaufbau, Wissensaustausch und Kom-
munikation; Geschlechterparität, Betei-
ligung und Frauen in Führungsrollen; 
Kohärenz innerhalb der UNFCCC und 
mit anderen UN-Organisationen; gen-
der-responsive Umsetzung und Umset-
zungsinstrumente; Monitoring und Be-
richterstattung, soll auf der kommen-
den UN-Klimakonferenz im November 
in Bonn diskutiert und verabschiedet 
werden.
Seine Umsetzung wird allerdings zu 
einem wesentlichen Teil davon abhän-
gen, wie viel Budget tatsächlich dafür 
zur Verfügung gestellt wird. Bisher ha-
ben nur einige wenige Länder, vor allem 
Finnland, finanziell zu diesem Bereich 
beigetragen  – jetzt besteht die Chance 
für die deutsche Regierung, durch ei-
nen finanziellen Beitrag die Umset-
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